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1 Westintegration und,,Wirtschaftswunder"
't949-1969

1.1 (Verfassungs-)Rechtliche Voraussetzungen

Mit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland setzte 1949 eine
Übergangsphase,,,fremdbestimmte[r]' Nationalstaatlichkeit"l ein, in der
Westdeutschland bis 1955 die (fast) vollständige Souveränität erhielt.
Zuerst stand man noch unter dem Besatzungsstatut vom 21. Septem-

ber 1949, das alliierte Hoheitsrechte (v. a. im Bereich
der Außenpolitik) und den Zustimmungsvorbehalt
der Alliierten Hohen Kommissare enthielt, u. a. flir

alle Gesetze, die von Bundestag und Bundesrat be-
schlossen wurden. Auch war anfangs über ein Drit-
tel des Haushalts für Besatzungskosten auszugeben.
Verfassungsrechtliche Grundlage der Bundesrepu-
blik ist bis heute das Grundgesetz, das wegen der
Teilung Deutschlands als Provisorium gedacht
war. Es baut auf vier Strukturprinzipien auf, die in

Artikel 20 formuliert sind: Die Bundesrepublik ist

eine repräsentative, parlamentarische Demokratie

sowie ein Sozial-, Bundes- und Rechtsstaat. Der
Föderalismus setzt eine sehr lange Tradition in der

deutschen Verfassungsgeschichte fort, während die
Betonung und der besondere Schutz von Demokra-

tie und Rechtsstaatlichkeit eine Lehre aus dem Scheitern der Wei-
marer Republik waren, die sich als wehrlos gegenüber ihren Feinden
von rechts und links erwiesen hatte. Der Sozialstaat war eine Forderung,

-+ Soziarversrcherungen die noch mit Inhalt geftillt werden musste, aber bereits in der deutschen

(Bismarck,weimar) 
- 

Geschichte angelegt war: Sie geht auf Bismarcks Sozialversicherungen
vgl. S. 101' 161 der 188Oer-fahre und die Arbeitslosenversicherung von 1927 ntrick.

Artikef 20 des Grundgesetzes, erlassen am 23. Mai 19492

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer
Bundesstaat.

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und
Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung der voll-
ziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehen-
de Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.

Die Alliierte Hohe Kommission vertrat die Kon-
trollrechte der westlichen Siegermächte, die zunächst
noch über die oberste Staatsgewalt verfügten. Wich-
tigster Kommissar war der Repräsentant der USA, von
1949-1952 John McCloy (links), der mit Bundeskanz-
ler Adenauer (2. von rechts) zum Architekten der
Westintegration der Bundesrepublik wurde.
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--> Die europäische
Integration vgl. S. 301 ff.

der jungen Republik, die Vorrang vor einer deutschen Wiederver-

einigung haben sollte. Vor dem Hintergrund des Kalten Kriegs sollten

die Integration der Bundesrepublik in das westliche Bündnis, die enge

Kooperation mit der westlichen Vormacht USA und eine Aussöhnung

mit Frankreich den politischen und ökonomischen Aufstieg West-

deutschlands und die Wiedergewinnung von Souveränität ermöglichen.

Dies war aus Adenauers Sicht wichtig, da man nur aus einer Position der

Stärke heraus in der Lage sein würde, eine Revision der Nachkriegsgren-

zen und ein Ende der sowjetischen Herrschaft über Osteuropa und v. a.

die DDR zu erwirken. Die große Anziehungskraft des Westens sollte

also wieder zur nationalen Einheit Deutschlands führen. Diese Vor-

stellung wurde unter dem Begriff ,,Magnettheorie" bekannt, der aus

der Nachkriegszeit stammt und auf Kurt Schumacher (SPD) zurückgeht.

Dieser räumte der Wiedervereinigung aber eine höhere Priorität ein und

wäre bei entsprechenden Angeboten des Ostens wohl verhandlungs-

bereiter gewesen. Letztlich entschied Adenauers knapper Wahlsieg 1949

über den Vorrang der Westintegration vor der Einheit.

Wollte die junge Republik ,,erwachsen" werden und weitgehende Sou-

veränität erlangen, gleichzeitig aber ihren Nachbarn die Furcht vor einer

erneuten Übermacht der Deutschen nehmen, musste sie die Koopera-

tion mit der westlichen Staatenwelt stärken und in politischen, wirt-

schaftlichen und militärischen Organisatio-

nen Verantwortung übernehmen. In diesem

Sinne setzte sich Adenauer insbesondere fur

den europäischen Integrationsprozess

ein, der 1951 mit der Europäischen Gemein-

schaft fur Kohle und Stahl (,,Montanunion")

begann. Die EGKS nahm im Kern die EWG,

die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft,
vorweg, die 1957 mit der Europäischen

Atomgemeinschaft (EURATOM) gegnindet

wurde. Dabei traten die Bundesrepublik und

Frankreich als ,,Motor Europas" auf, in dem

Bewusstsein, dass ein dauerhafter Frieden in

Europa nur dann möglich sein würde, wenn

sie ihre frühere ,,Erbfeindschaft" durch Aus-

söhnung und Kooperation ersetzen würden.

Als 1950 das kommunistische Nordkorea

Diese Briefmarke der Deutschen Bundespost erinnerte 1988 an
den Deutsch-Französischen Freundschaftsvertrag (,,Elys6e-Ver-
trag"):1963 hatten Konrad Adenauer und Charles de Caulle die
weitreichende Kooperation ihrer Ländervereinbart. Gemein-
same Projekte wie Städtepartnerschaften und Schüleraustau-
sche sollten den Kontakt der Bevölkerung intensivieren und
dazu beitragen, gegenseitige Vorurteile abzubauen.

das wesdich orientierte Südkorea überfiel und der Koreakrieg ausbrach,

begann eine rege Debatte über die Frage, ob Westdeutschland wieder-

bewaffnet werden und einen eigenen Verteidigungsbeitrag leisten sollte.
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,,Hallstein-Doktrin": nach
Walter Hallstein (Staatsse-
kretär im Auswärtigen
Amt) benannte Doktrin, die
auf die Nichtanerkennung
der DDR und deren lsol ie-

rung abzie l te und u.  a.  zum
Abbruch der westdeut-
schen Beziehungen zu

Jugoslawien (1957) und
Kuba (1 963) führte

-+ Berlin-Blockade,
,,Luftbrücke" vgl. S. 247

Mythos: Erzählung, die
z. B. eine Person, Sache
oder Entwicklung in den
Mittelpunkt rückt und ggf.
noch verklärt/überhöht, um
in einer Cemeinschaft (2. B.
Nation) Sinn und ldentität
zu stiften

Hatte sich die Bundesrepublik schon bei ihrer Gründung als einzig recht-

mäßige vertrerung der Deutschen gesehen, so wurde dieser Alleinver-

ff etungsanspruchlg55öurchöie,,}la\\stein-Doktrilrl.GstgeschrG-
ben: Nun betrachtete man es als ,,unfreundlichen Akt", wenn andere

Länder mit der DDR außenpolitische Beziehungen aufnahmen und auf

diese weise die Existenz ostdeutschlands anerkannten. F{iervon ausge-

nommen war norwendigerweise die sowjetunion als siegermacht des

Zweiten Weltkriegs, was zeigt, dass diese Position auf Dauer nur schwer

durchzuhalten war. Kurz vor der Verkündung der Doktrin hatte Bonn im

Rahmen von Adenauers Staatsbesuch in Moskau (September 1955)

diplomarische Beziehungen mit der udsSR aufgenommen und efreicht,

dass die letzten 10 000 deutschen Kriegsgefangenen aus russischen La-

gern nach Hause zurückkehren konnten.

Der Kontakt zu allen vier Siegermächten war nicht nrletztaufgrund der

Berlin-Frage nötig, die im Verlauf des Kalten Kriegs immer wieder in

den Fokus der weltöffentlichkeit nickte. während der ostteil die Haupt-

stadt der DDR war, hatte westberlin einen sonderstatus inne: Es stand

unter der Kontrolle der drei Westmächte, die auf der Aufrechterhaltung

von Transitwegen durch das Gebiet der DDR bestanden, und unterhielt

gleichzeitig besondere Beziehungen zur Bundesrepublik' 1958' zehn

;ah.e .r"ch der Berlin-Blockade und der ,,Luftbrücke", unternahm die

UdSSR noch einen erfolglosen Versuch, durch das ,,Berlin-Ultimatum"

den Abzug der Westmächte zu erzwingen (Zweite Berlin-Krise)'

In territorialer Hinsicht gab es schließlich eine weitere offene Frage, die

aber in der ,,Ara Adenauer" gelöst werden konnte: die Zugehörigkeit des

unter französischer verwaltung stehenden saarlandes. 1955 entschied

sich die dortige Bevölkerung in einer Volksabstimmung für den Beitritt

zur Bundesrepublik, der 1957 vollzogen wurde'

1.3,,Wirtschaftswunder" und Soziale Marktwirtschaft

Eine entscheidende Rolle fur die Identifikation der Bevölkerung mit dem

neuen Staatund die Akzeptanz des demokratischen Systems spielten die

großen wirtschaftlichen Erfolge der frühen Bundesrepublik; das west-

deutsche,,wirtschaftswunder" zählt zu deren Gründungsmythen.

Dieses ,,wunder" lässt sich allerdings durch eine Reihe von Faktoren

erklären: Trotz großer Zerstörungen (v. a. Wohngebäude und Infrastruk-

tur) waren nach Kriegsende immer noch Kapital sowie menschliches

Know-how vorhanden, das durch die zahlreichen Flüchtlinge und Ver-

triebenen aus den fri,iheren deutschen Ostgebieten bzw. der SBZ/DDR
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ffi'9Jrf,mffiilF c[l|
, ,Keine Exper imente" und
, ,Wohlstand für  a l le" :  lm
Wahlkampf 1957 warb die
CDU mit ihren ,,Zugpfer-
den" und ihrer  b isher igen
Außen- und Wirtschafts-
politik - mit Erfolg.

Konrad Adenauer war rund
1 4 Jahre Bundeskanzler
und somit  länger im Amt
als a l le Reichskanzler  der
Weimarer Republ ik  zusam-
men. Übertroffen wurde er
später  nur von Helmut Kohl
und Angela Merkel .

Auf Basis des wirtschaftlichen Erfolges wurde 1952 der geplante Las-
tenausgleich durchgefrihrt, durch den die Verluste von Verffiebenen,
Flüchtlingen und anderen Kriegsgeschädigten zumindest teilweise durch
das Vermögen der Sachwertbesitzer ausgeglichen werden sollten. Die
Einfuhrung der ,,dynamischen Rente" koppelte 1957 die Zahlungen
fär die Rentner an die Entwicklung des allgemeinen Wohlstands und
sorgte dafür, dass der ,,Generationenvertrag" funktionieren konnte.
In diesem Kontext stellten die Bundestagswahlen von 1953 und 1957
quasi Plebiszite ftir das parlamentarisch-demokratische System der Bun-
desrepublik und für die Soziale Markrwirtschaft dar. Sie brachten der
CDU/CSU gewaltige Wahlerfolge und 1957 sogar die absolute Mehrheit
ein. Daraufhin stellte sich auch die SPD in ihrem Godesberger Pro-
gramm (1959) auf den Boden der Marktwirtschaft.

1 .4 Zwischenfazi t :  Charakter  und Ende der  , ,Ara Adenauer"

Trotz dieser von weiten Teilen der Bevölkerung als positiv erachteten
Entwicklungen zeigten sich im Laufe der Jahre auch die Grenzen der
..Ara Adenauer" auf: Vom Ziel der deutschen Einheit war man weit ent-
fernt, zudem hatte man noch keine befriedigenden Beziehungen mit den
osteuropäischen Staaten geschaffen. Auch passte Adenauers dominanter
bis autoritärer Führungsstil (,,Kanzlerdemokratie") immer weniger zu
einer modernen Demokratie, die sich vermehrt einer kritischen Bevölke-
rung und Medienlandschaft stellen musste. Letzteres zeigte sich insbe-
sondere im Umgang mit der ,,SPIEGEL-Aff,ire" im Herbst 1962: Ein
Artikel des Magazins über die vermeintlich mangelhafte Verteidigungs-
fähigkeit der Bundeswehr führte zur Verhaftung von Journalisten, was in

der Öffentlichkeit als Angriff auf die Pressefreiheit kritisiert wurde; Ver-
teidigungsminister Franz Josef Strauß (CSU) musste zurücktreten. Ade-
nauer selbst verlor endgültig die Unterstüzung der FDP, die er seit der
Bundestagswahl von 1961 benötigte: Im Oktober 1963 machte er für
Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard im Kanzleramt Platz.
Als größte Erfolge in Adenauers langer Regierungszeit können der poli-

tisch-wirtschaftliche Aufbau der Bundesrepublik (weitgehende Souve-
ränität,,,Wirtschaftswunder"), die Anfänge der europäischen Einigung
und die Aussöhnung mit Frankreich, die Rückkehr der letzten Kriegsge-
fangenen aus der Sowjetunion und die Integration von ca. 10 Millionen
Flüchtlingen und Vertriebenen aus den früheren deutschen Ostgebieten
gewertet werden. Der enorme wirtschaftliche Aufschwung ermöglichte
steigenden Wohlstand und ließ bis in die 1960er-Jahre eine regelrechte

um[Hmrü
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Kreml: derjenige Teil der
Stadt Moskau, in dem die
Regierung der Sowietunion
bzw. der heutigen Russi-
schen Föderation ihren Sitz
hatte/hat -+ Synonym für
die sowjetische bzw. russi-
sche Regierung

-+,,Dritte Welt"
vgl. S. 1 30

Egon Bahr ('l 922 - 201 5):
SPD-Pol i t iker  und enger
Mitarbeiter Willv Brandts

1.5 Regierung Erhard und Große Koalition 1963-1969

Der mit vielen Vorschusslorbeeren als ,,Vater des Wirtschaftswun-

ders" 1963 ins Amt gewählte Erhard erwies sich in seiner kurzen Kanz-

lerschaft insgesamt als eher unglückliche Figur. Hinzu kam, dass sich die

weltpolitische Lage veränderte: Nachdem die Kubakrise die Welt 1962

an den Abgrund eines neuen Kriegs getrieben hatte, suchte die US-ame-

rikanische Außenpolitik nach einem neuen Umgang mit der UdSSR.

Die Kubakrise machte deutlich: Das atomare ,,Gleichgewicht des

Schreckens" erforderte eine Politik der Entspannung und Koexistenz

zwischen den beiden Supermächten, um eine folgenreiche Eskalation zu

vermeiden. In diesem Kontext geriet die westdeutsche Außenpolitik mit

ihrem starren Festhalten an der ,,Hallstein-Doktrin" zunehmend in eine

Sackgasse: Immer mehr Staaten der,,Dritten Welt" erkannten die DDR

an und es zeichnete sich ab, dass es auf Dauer unmöglich sein würde, eine

Osrpolitik unter völliger Umgehung der DDR zu gestalten. Die Regie-

rung Erhard reagierte, indem sie zumindest wirtschaftliche Beziehungen

und Handelsabkommen mit verschiedenen Ostblockstaaten abschloss,

nicht jedoch mit der Sowjerunion und der DDR. In der oppositionellen

SPD setzte zu dieser Zeit ein Umdenken ein, das unter dem Slogan

,,Wandel durch Annäherung" (Egon Bahr) bekannt wurde und ab

1969 die sozialliberale Außenpolitik prägen sollte. Empfohlen wurde

eine ,,Politik der kleinen Schritte" gegenüber der DDR, um die Einheit

der Nation aufrechtzuerhalten, wenn schon die politische Wiederver-

einigung in weite Ferne gerückt war.

info
Die Kubakrise 1952

lm Oktober 1 962 drohte der Kalte Krieg zu einer ,,heißen" Auseinandersetzung

zwischen den USA und der Sowietunion zu werden. Nachdem die Vereinigten

Staaten entdech hatten. dass die UdSSR Mittelstreckenraketen auf Kuba sta-

tionierte und somit das amerikanische Festland direkt bedrohte, verhän$e die

US-Regierung unter John F. Kennedy eine Seeblockade (,,Quarantäne)" über

die Insel. Die Lage war äußerst angespannt, die Furcht vor einer atomaren Eska-

lation zwischen den beiden Supermächten groß. Die Krise konnte schließlich

durch einen Kompromiss beendet werden: Der sowietische Regierungschef
Nikita Chruschtschow sagte zu, die Atomraketen aus Kuba abzuziehen; Glei-

ches versprach Kennedy - allerdings nicht öffentlich - für US-amerikanische

Raketen, die in der Türkei stationiert waren. Um eine weitere Konfrontation

wie die Kubakrise zu vermeiden, richteten die USA und die Sowletunion 1953

eine direhe Fernsprechverbindung zwischen Weißem Haus und Kreml ein

(,,Heißer Draht") und verfolgten anschließend eine Entspannungspolitik.
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Au ßerparlamentarlsche
Opposition: Opposition,
die außerhalb eines Parla-
ments stattfindet; v. a. Be-
zeichnung für die opposi-
tionelle Bewegung 1 966-
1 969, als es aufgrund der
Großen Koalition keine
nennenswerte Opposition
im Bundestag gab

Rudi  Dutschke
(1s40-1979)

sowietische Parteichef Leonid Breschnew machte klar, dass eine Norma-
lisierung der Ost-West-Beziehungen ohne die völkerrechtliche Aner-
kennung der DDR und der Oder-Neiße-Grenze nicht zu haben sei. Als
der Warschauer Pakt 1968 reformkommunistische Bestrebungen in der
Tschechoslowakei (,,Prager Frühling") mit Panzern niederschlug, wurde
die Breschnew-Doktrin formuliert: Der Sozialismus in den Ländern
des Ostblocks galt als unumkehrbare ,,historische Errungenschaft", die
notfalls sogar mit Waffengewalt verteidigt werden müsse.
Im Inneren der Bundesrepublik wurde die Große Koalition von einer
Welle des Protests begleitet, die sich aus der Außerparlamentarischen
Opposition (APO), einer neuen fugendkultur und v. a. den Universi-
täten und Schulen speiste. Die harte Reaktion des Staats auf Demonstra-
tionen anlässlich eines Besuchs des Schahs von Persien 1967 in West-
berlin, bei denen der Student Benno Ohnesorg getötet wurde, und das
Attentat auf Studentenfuhrer Rudi Dutschke 1968 wirkten als Initial-
zündungen fürwütende Proteste dertugend. Dabei richtete sich ihr Zorn
nicht nur gegen den Staat, sondern auch gegen den Springer-Konzern
und v. a. die BILD-Zeitung, die gegen die Studentenbewegung hezte.
Insgesamt offenbarte sich in der 68er-Bewegung ein tiefgreifender
Generationenkonflikt, der mit dem bewussten Bruch der Regeln und
Normen der Kriegs- und Aufbaugeneration einherging. Auch wurde die
westdeutsche fugend Teil einer internationalen Jugendkultur, die sich
weltweit an denselben musikalischen Vorbildern orientierte, für die
Werte ,,Love and Peace" eintrat und gegen den Vietnamkrieg demons-
trierte. In der Bundesrepublik kam der spezifische Verdacht gegenüber
der Elterngeneration hinzu, die bis dahin an einer Aufarbeitung der
NS-Vergangenheit sowie ihrer eigenen Verantwortung und Verstri-
ckung in das NS-Regime nicht besonders interessiert gewesen war.

info

I DerVietnamkrieg(ca.1955-f975)

I Nach dem Ende derfranzösischen Kolonialherrschaft in Indochina (Vietnam,

I Kambodscha, Laos) 1954 standen sich im nun geteilten Vietnam der kommu-

I nistische Norden und derwestlich orientierte Süden in einem Bürgerkrieg
gegenüber. Während die USA Südvietnam unterstützten, standen die UdSSR
und China aufseiten Nordvietnams und der Guerillatruppen des,,Vietcong"
( = Nationale Front für die Befreiung Südvietnams). Als die Vereinigten Staaten
ab 1954/65 auch militärisch in den Konflikt eingriffen, war es v. a. der Einsatz
von Brandbomben (Napalm) und chemischen Entlaubungsmitteln, der welt-
weit für Entsetzen und Proteste sorgte. 'l 975 zogen die letzten amerikanischen
Soldaten aus der südvietnamesischen Hauptstadt Saigon ab; anschließend
wurde Vietnam wiedervereint und ist bis heute ein kommunistischer Staat.
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Vereinte Nationen
(Uni ted Nat ions):1945
gegründete internationale
Organisation (Sitz in New
York City), die sich v. a. für
die Aufrechterhaltung des
Friedens und Völkerrechts,
den Schutz der Menschen-
rechte sowie internationale
Zusammenarbeit einsetzt

der deutschen Frage letztlich in Moskau zu finden sei, wurde mit dem
Moskauer Vertrag 1970 das Muster flir alle Oswerträge geschaffen. Er
enthielt eine Gewaltverzichtserklärung, die Anerkennung des Status quo
in Europa und ein Bekenntnis zu verstärkter Zusammenarbeit (u. a. in
Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur). Das Interesse der UdSSR bestand in
der Anerkennung der territorialen Verschiebungen nach dem Zweiten
Weltkrieg sowie daran, von der wirtschafdichen Stärke der Bundesrepu-
blik zu profitieren. Diese wiederum strebte Beziehungen an, aus denen
die Sowjetunion nicht ohne Verluste aussteigen könnte und die eine
Erleichterung menschlicher Kontakte über die Grenzen des ,,Eisernen
Vorhangs" hinweg ermöglichen sollten. Dabei lehnte man aber eine
völkerrechtliche Anerkennung der DDR nach wie vor ab, obwohl
man faktisch davon ausging, dass es in absehbarer Zeit bei der staatlichen
Teilung bleiben w-ürde. Die Bundesregierung legte in diesem Sinne einen

,,Brief zur deutschen Einheit" vor, in dem sie betonte, dass die deut-
sche Frage weiter offen sei. Ende 1970 wurde der Warschauer Vertrag
mit Polen, 1973 der Prager Vertrag mit der Tschechoslowakei geschlos-
sen, mit ähnlichen Inhalten wie im Moskauer Vertrag. Im Prager Vertrag
wurde zudem das ,,Münchner Abkommen" von 1938 flir nichtig erklärt.
Im Zuge der Osrpolitik rückten die deutsch-deutschen Beziehungen
in den Fokus. Nach Abkommen, die Reiseerleichterungen und bessere
Besuchsmöglichkeiten mit sich brachten, unterzeichneten Bundesrepu-
blik und DDR im Dezember 1972 den Grundlagenvertrag: Sie verein-
barten ,,gutnachbarliche Beziehungen auf der Grundlage der Gleich-
berechtigung" und Koooperation in unterschiedlichen Bereichen (u. a.
Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur, Sport). Ziel der Bundesregierung war,
Kontakte zwischen Ost und West zu fördern und die Mauer ,,durchläs-
siger" zu gestalten. Obwohl die Bundesrepublik erneut einen ,,Brief zur
deutschen Einheit" beilegte, wirkte der Grundlagenverrrag wie eine völ-
kerrechtliche Anerkennung der DDR. In der Folge nahmen viele Länder
diplomatische Beziehungen mit der DDR auf, auch wurden die beiden
deutschen Staaten 1973 Mitelieder der Vereinten Nationen.

, ,Brief zur deutschen Einheit" (hier an die DDR 1972)

lm Zusammenhang mit der heutigen Unterzeichnung des Vertrages über die
Grundlagen der Beziehungen zwischen der Eundesrepublik Deutschland und
der Deutschen Demokratischen Republik beehrt sich die Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland festzustellen, daß dieser Vertrag nicht im Wider-
spruch zu dem politischen Ziel der Bundesrepublik Deutschland steht, auf
einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem das deutsche Volk
in freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt.



'uapunqra^ repueulelFu

r€quueJlun uaruruo{gv-alqleurar^ elraIIIIe s€P Pun aSelue^lso eIP

uare.r\ tluros'(a8arrrrrsuera rap Sunreql5'ua8unla8arsqlnsag'euloqls
-ralsspd'atEuoJeleJ qrrnp'B'z) arqrrlSorura srulleqre^ ueqf,slnaPleuul

tu1 ua8unralqrlalra aLIrIIIIf,suau ,,ellllqtrS ueulal{ raP {nllod" ueqtrs
-lnePsapunq raP euurs rul runlaPauv\ sE-/n 'qalrq)slsal ullraqlsa A q)Pu

eBueBnT arp pun uarot{aslsa A elp 4U uenuere8straqreqlls l/6I sPP
'ullreg reqn ueturuo{qv-erqlpurel^ sEP alqreurreSar5 rar^ eIP ual
-lapueqre^ >lllqndersepung reP ua8erlre,rlsg ueleralellq uap nz Iafl€red

917 
.9.13r,,uau

-r.uolqv rauqtunw- €-

'1a1qrua3u1a

(urpaqlso'mzq uuog)
ualpepldneg uepraq uap

u1,,uaBunlarpa1 aBrpugl5"
urapuos 'uaUeq)slog

sulel uePrnm'äluuelraue
qlllrltrarallo^ ltl)ru ucc
arp >1g;qnda.rsapung arp e6

:3un1er1re1 a3;pu915

l!eqreuaururesnZ.raBtgunlnzBun:equtaleA o

g€6 ! uo^ ,,sueuuolqv JeuqlunW" sap llel8ltqrlN .

ezuaJD ueuesu!euaB rep l!e1U:ll
-zlaPe^un'äqtrnrdsueslalqaD au!al'ltl)lzle^lle/t^eD .

uaBunla.rpalreBrpuel5 Sunlqlqrurl r

1!lqnoalsapunS
rap ualras1ne sqln.rdsues8unlarlra,rure;1y sap eqeSlny o

azuelD rep l!alqlllzlelle^un 
'ueleels laPlaq

lra18r8ueqqeu61 pun alarqa8slraqo;1 rap Sunuual.rauy r

uaqrrareS ueuaPelqlsla^ ul llaqleueuulesnz
pun,,uaBunqarzaB JaqrrpeqqleulnS" 3un.requlelal o

(tsaM
qf,eu lso uo^ ualleJeuqeusnv ul'lso qleu lsaM uo^

'e'n) ua1a1q:1;Sousqrnse€ pun uaBuntalq:tallaes!aU .

u!llaqlse^A Pun 1!lqndersaPunS reP ueqtrs
-rMz sJqa)ralesrellalnD pun -uauosta4 sap SunlaBaX o

urlreqlsaM Pun
>1r;qndarsapung raP ueqf, sl/r^z lqallaAJlsuell Jele4

eBerl-ur;rag .rap
ur 3unBr1;ei*aqq!Uuo) eql!lpauJ pun lqf, tzJe^lle/v\eg

llaqreuaururesnZ raBrgunlnzBun.rPqutaJeA .

(a1ur'1-e2ra1-rapg erp ralunrep) uazuelD
ue3;per"rueBaS .rap Sunlqry pun ltalqtrtlzlepe^un .

1e1;r8a1u1 alerJolural pun lqlrzlalllemaD .

1"1.,'r".*"'n7,;iiu;ni;;t;;.,.qus","f .
(arurl-eA!eN-repO rep pun azuerD uaqlslnep-qlslnaP
rep.ralunrep) uazuarD uallanqp ralle lrelqrrlzlallenun .

edo.rn3 ut onb snlels ualeuolrJrel sap 8un1q:y o

uailrUuo) uon3un;a8ag aq)rlpeuJ'lqrlzlar{lema) r

E/6 I reqLuazeo 'l 
I Luo^
(ra1er'r

-olsoqreqrsl'1!lqndarsapung)

te.rpal.raBel6

z/5|,rsquazac lz tuo^
SeryaruaSelpun,lg

zL6LPW'9Zwo^
Se.ryeasrqayel

[/6 I raqLueze6 'OZI'Ll wo^
uauuo{qel!suerl

:666 pun 1r;qnda.r
-saPun€ uaqrslMz ueur!01qv

l,/6l, rsqLusloas 'E uro^
(X55p1-1 'qrrar>1uet1

'ueruue1uq2o.t9 'y51)

u!lrag iäqn
uatrturolqv-elqlgullelA

0/51raquszao 
'l Ll.lo^

(ua1o4'lrgqndarsapung)
3erya71 laneqtsleTyl

615,1 lsnBny 
'7 

tr uon
(uorunlel,t,ro5

'l!lqndarsePung)

3erpe1 raneqsoy;

.q3qülterueA

sgz / z86l-6961lePue^ u; 1;;qndax

eL6|-oL6| eile^^sSerueA



266 / Die Bundesrepublik Deutschland 1949-1g8glg}

Bundesverfassungs-
gericht: Cericht mit Sitz in
Karlsruhe, das über die Ein-
haltung des Crundgesetzes
wacht und die Verfassungs-
mäßigkeit von Gesetzen
überorüft

Auch wenn die Oswerträge die Kontakte zwischen Ost und Wesr inten-
sivierten und die damalige internationale Entspannungspolitik för-
derten, konnten sie doch nicht alle Spannungen lösen, die allgemein mit
dem Kalten Krieg oder mit jeweiligen bilateralen Interessenkonflikten
verbunden waren. Innenpolitisch war die Außenpolitik der soziallibera-
len Koalition umstritten und führte beinahe zum Srurz der Regierung:
1972 versuchte die von Oppositionsführer Rainer Barzel geleitete CDU,
über ein konstruktives Misstrauensvotum an die Macht zu kommen. aber
ohne Erfolg. Die anschließenden Neuwahlen (mit Rekordwahlbeteili-
gung: 91,1 %) wurden quasi zum Plebiszit über Brandts Osrpolitik; erst-
mals lag die SPD mit 45,8 % vor der CDUICSU, sodass die sozialliberale
Koalition weiterregieren konnte. 1973 reichte Bayern noch Klage beim
Bundesverfassungsgericht gegen den Grundlagenvertrag ein, schei-
terte jedoch: Das Gericht erklärte, dass das Wiedervereinigungsgebot des
Grundgeseues durch den Vertrag nicht verletzt werde.

BAföG = Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz

Innenpolitische und wirtschaftliche Entwicklungen
In seiner Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 kündigte Brandt
den innenpolitischen Kurs der sozialliberalen Koalirion an: ,,Wir wol-
len mehr Demokratie wagen." Die bundesdeurschen Bürger sollten
mehr Möglichkeiten haben, sich polirisch-gesellschaftlich einzubringen.
Dieses Vorhaben ftihrte u. a. zur Senkung der Volljährigkeit sowie des
Wahlalters von 20 auf 18 fahre, zu Reformen ftir mehr Chancengleich-
heit im Bildungsbereich an Schulen und Universitäten (2. B. finanzielle
Untersnitzung im Rahmen des BAföG) und zu mehr betrieblicher Mit-

info
Die Lage der Flüchtlinge und Vertriebenen in der Bundesrepublik

Heftiger Widerstand gegen die Ostverträge regte sich unter den Flüchtlingen
und Vertriebenen des Zweiten Weltkriegs: Sie warfen der Bundesregierung
vor, die Gebietsverluste von 1945 (u. a. die Territorien östlich der Oder-Neiße-
Linie, das Sudetenland) anzuerkennen. Infolge der Kriegsniederlage hatten
Millionen Menschen die deutschen Ostgebiete meist unter katastrophalen
Bedingungen verlassen müssen. lhr Neuanfang war schwierig oft wurden sie
von der einheimischen Bevölkerung als zusätzliche Eelastung angesehen. In der
Bundesrepublik war 1949 -1969 das,,Bundesministerium für Vertriebene,
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte" für diese Gruppe zuständig Regelungen
wie das Lastenausgleichsgesetz (1 952) sollten gewisse Verluste entschädigen.
Die Betroffenen organisierten sich in Verbänden, die sich 1958 im ,,Bund der
Vertriebenen" zusammenschlossen, und erhielten ihre Kultur aufrecht. 2008
rief der Bundestag die ,,stiftung Flucht, Vertreibun6 Versöhnung" ins Leben,
um das Schicksal der Flüchtlinge und Vertriebenen aufzuarbeiten.
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Die Grünen: 1 980 gegrün-
dete Partei, die sich bis
heute v. a. für Umweltthe-
men einsetzt ;  1993 Verein i -
gung mit , ,Bündnis 90"
(= Zusammenschluss von
DDR-Bürgerrechtsgruppen)

Maoismus: Ausprägung
des Sozial ismus, d ie s ich
auf den chinesischen Kom-
munistenführer Mao
Zedong (vgl. S. 1 28)
bezieht

GSG 9: Antiterroreinheit
des Bundesgrenzschutz, die
1972 nach dem palästinen-
sischen Attentat auf die
israelische Mannschaft
während der Olympischen
Spiele in München gegrün-
det wurde

Neue Bewegungen und Herausforderung des Linksterrorismus
Auf dem Gebiet der Innenpolitik hatte die Republik in der Ara Schmidt
mit gewaltigen Herausforderungen durch den Linksterrorismus der
Roten Armee Fraktion (RAF) zu kämpfen, die schon während Brandts
Regierungszeit Anschläge und Attenrate verübt harte.
In den 197Oer-fahren zerfiel die Studentenbewegung der 196Oer-Jahre
in verschiedene Richtungen: Es entstanden neue Bewegungen, die sich
u. a. frir Frauen, Homosexuelle, Minderheiten, Frieden, Abrüstung sowie
Umweltschutz einsetzten und ab 1980 ihre politische Heimat oft in der
Partei ,,Die Grünen" fanden. Darüber hinaus kehrten viele Linke und
Linksliberale auf ihrem ,,Marsch durch die Institutionen" wieder zu
den Sozialdemokraten zurück. Es gab aber auch extremistische sekriere-
rische Splittergruppen, die sich am Maoismus und an stalinistischen
Vorbildern (Sowjetunion, Albanien) orientierten. Eine kleine radikale
Minderheit gab sich der Illusion hin, in der Bundesrepublik herrsche eine
revolutionäre Lage, die einen bewaffneten Aufstand rechtfertige. Beim
Anschlag auf zwei Kaufhäuser in Frankfurt a. M. 1968 trar mit Andreas
Baader und Gudrun Ensslin der Kern der 1970 gegründeten RAF in
Erscheinung. 1972 wurde die RAF-Führung verhaftet. Den Höhepunkt
hatte der Linksterrorismus im ,,bleiernen" oder ,,Deutschen Herbst"
1977, als die ,,Zweite Generation" - nach Mordanschlägen auf Persön-
lichkeiten aus Politik und Wirtschaft - Arbeitgeberpräsident Hanns
Martin Schleyer als Geisel nahm, um die inhaftierte RAF-Spitze freizu-

,,Anarchistische Gewalttäter - Baader/Meinhof-Bande":
Fahndungsplakate dieser Art warnten die Bevölkerung vor
der RAF. Die Führungsriege um Ulrike Meinhof, Andreas
Baader, Gudrun Ensslin, Holger Meins und Jan-Carl Raspe
war ab'197 2 in Stuttgart-Stammheim inhaftiert.

pressen. Unterstützt wurde sie von palästinensi-
schen Terroristen. die die Lufthansa-Maschine

,,Landshut" entfuhrten. Die Regierung Schmidt
erwies sich allerdings als nicht erpressbar, zumal
es der GSG 9 gelang, die Flugzeugentfiihrung in
Mogadischu/Somalia zu beenden. Daraufhin
wurde Schleyer ermordet, die noch lebenden
RAF-Mitglieder (Baader, Ensslin, Raspe) brach-
ten sich in der Haft um. Die RAF arbeitete zwar
in der ,,Zweiten und Dritten" Generation im
Untergrund weiter, unterstützt durch die DDR,
erlangte aber nie mehr die gleiche Bedeutung.

Herausforderungen durch den Kalten Krieg
Eine große außenpolitische Bewährungsprobe war der um 1980 begin-
nende ,,zweite Kalte Krieg", der erneut fi.ir große internationale Span-
nungen zwischen den beiden Blöcken sorgte. Ausgelöst wurde er durch
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2.3 Zwischenfazit zu den Sozial l iberalen Koalit ionen

Insgesamt konnten die sozialliberalen Regierungen viele notwendige
innen- und außenpolitische Initiativen anstoßen. Sie wurden allerdings
auch mit einigen Herausforderungen konfrontiert, von denen manche
gut bewältigt wurden, andere aber mit bisherigen Mitteln nicht zu lösen
waren. Im Hinblick auf die deutsche Frage sezte Schmidt die brandt-
sche Ostpolitik mit weniger Pathos und geringeren Erwartungen fort,
sodass ein gewisses Bewusstsein der nationalen Einheit zwar erhalten
blieb, eine politische Wiedervereinigung jedoch nicht mehr ernsrhaft
erwartetwurde. Zu Beginn der 1980er-Jahre schienen die Blöcke in Ost
und West vollkommen und dauerhaft verhärtet zu sein.

Hans-Dietr ich Genscher
(1927 -2016): 1969 -197 4
Bu ndesinnenminister .
1 97 4 -1 992 Bundesaußen-
minister  und Vizekanzler

3 Von der konservativen Wende bis zur
u nverhofften Ei n heit 1 982-1 989 | 90

Im Herbst 1989 kam es zum ersten erfolgreichen konstruktiven Miss-
trauensvotum in der Geschichte der Bundesrepublik: Dabei fiel die
FDP unter Hans-Dietrich Genscher endgriltig von der sozialliberalen
Koalition und Schmidt ab und wandte sich der CDU,/CSU zu. Allerdings
versprach der Sieger des Misstrauensvotums, der CDU-Vorsitzende Hel-
mut Kohl, sich durch eine Bundestagswahl legitimieren zu lassen und
stellte dem Bundestag die ,,Vertrauensfrage". Da sich die Mehrheit der
Abgeordneten von CDU/CSU und FDP absichtlich enthielt, verlor Kohl
das Votum, was nach Art. 68 GG den Weg frir Neuwahlen eröffnete. Die
Regierung Kohl-Genscher, die die Bundestagswahlen 1983 deutlich
gewann, trat mit dem großen Anspruch an, eine ,,geistig moralische
Wende" in der bundesrepublikanischen Politik herbeizuführen.

Wirtschaftliche Entwicklung
Ausgangspunkte des Erneuerungsversuches waren die durch die zweite
Ölkrise bedingte tiefe Rezession und die Orientierung an der aus dem
angelsächsischen Bereich (v. a. Milton Friedman) stammenden Lehre des
Neoliberalismus - eine Wiederbelebung/Weirerenrwicklung fitiherer
wirtschaftsliberaler ldeen, die sich für freie Marktwirtschaft mit geringen
Eingriffen des Staats und größeren Freiräumen für die Wirtschaft aus-
sprach. Diese Theorie sah im Keynesianismus, der Stärkung der Nach-
frage und großen staatlichen Investitionen nicht die Lösung, im Gegen-
teil: Der gestiegene Staatsanteil am Bruttoinlandsprodukt (Staatsquote)

(1930 -2017): sechster
Bundeskanzler  der
Bundesrepubl ik

Helmut Kohl



ns)/no) JaP
lePrPuqralzue) 086 I'luaP

-rserdralslulW raqlsueÄeq

886 !-8/6 ! 
'(uezueu!l €unB

-rPrsua^'uaSe4urolv'e'n)

ualsooJelslu!r.IlsaPung euap
-etqrsra^ 596 !-€96 I :(886 I
-s !6, anerrsJasof zusrJ

uuel uaPleM

1zlesagurn (pueqrler
-sne/lnB) tqrlu auaq3.re:aB

-rrparu Jne lraqua8alaBuy
aule uuaM'uaJ!ar8u;e uuep

(.rnu) uauaq3 uaqlrlleels
uareqorl uap lne aueS.rg

ual;os drzur.rdslgl!relplsqnS
ureP lnel :lPlFelP!sqns

'tunzrnrsrerun asarq 'r€^{ ruue{aq {plodrso alp Jn€ tq3IS alreq eules

rnl r{rrpueSra reP 'unens 
Jesol zuPrc qrrnP llellrure^ 'ellPaDluapJe

-illll/{ ra^.2 18 / t86l PuElqtrsrnaPrso uelqr€ffrqf, sa3 {rPls l{lsltuouo{o

luep {{qndarsePung eIP arrqe/!\a8 ruePreunv 'Snrrraq dcq reP Sunl
-re^unv rnz sneqlrnp /g6I rlueP PunSuudrue qf,nseqslPPls urnzJerltr
-laued-cgs uelsra uaP ra>ItreuoH tlllra llru reP 'Ho) lnulaH se le/(\
'arreq lqtrnseq ralzup sePung relsra slE dcIC eIP rPuelfl flll^A Puerl{g1v\

'uat8uelre^ uaSoruje^elleqllJrno

saqrlpql€Deq lqo) uo^ eIP 'Puel{rslnePPns uI t86I qe ue:lJer.\tuolv

JeqlsruP{rrauE-sn renau SunreruoDelS auePunqre^ IIIIIPP eIP pun

ssnlqtseqleddoo-olt l urE uall€qlsel sEP 'E '^ ueft.^1\ sI :lreFuorJuo{

EunEernaqsuapelJC pun -lle^\run uePuaPre^r reryEls retulul leP uel
-salord ua^rssEru lllu req€ qf,Is ars qes PleJ)II]IIod ruesarP ur ePera) 'uoJ

a8enra tso rep srsegJnE srn) ueqlspEc'f,erd srPprr{r5 Sunrar8aa aqla8
-zrerdqf,s arP arzlas {nqodPuPll{rslnec Pun -srlarFaqlls '-uaunv laP ul

{IrHodpueFllslnec pun -sllaqregtls'-ueÜnv

'uoBIIeo) uelEraqq-qllpsrrql raP qf,nrdsuesSunreneurg

ueqlslFrour ruep uaqrerdsrePlff\ Pun lla{qllune) raP ]I{lEPraA ueP ur

uretueSlle {FIIod erp uetql€rg'tunrodurg auort rnJ uelSros Jaqsneun{
ualSlllelag reP zrnqls uep pun Sunq)srura Jne seP'luawa8eueluueslr)

slgo) Pun FPuE{s rec 'uelleqra nz ua€alntr4 al{lryanals '.leIZ tuaP llur

re{prlod pun ualaued ue surazuo)-Iln{ seP uatunpuannz ellalzueuu

eruroue urn 3uI3 sE :uere.{rr uaJJorlaq clds Pun dclg 
'nsf, 'nclf, raP uo^

'lra]llqcsre erpJJeuapuedslalre6 auorS eura qrrnp uarqe{-le086I ueP

ur uaPrn^\ ueratrEd arP ur uene.r:lra^ sEP Pun €Iurl) aqtrsllrlodueuut seq

eslJx eqtspHodleu8d pun -uauul

'3q1e3urq raqe ezlpsro^nds asalP uaPrruY\ uaqeSJny uenau uaqlsnue8lS

uapuaqaSrequra lrluEP ueP Pun 066I Eun&ulere^rePal^A raP rll l 
'reller

-ro^ uelereqrloeu (uaP 'ueruuEluquor) ur er1(\ {rEls os lq3lu sSuPrallE
'uarqe(-rag36l uep ur elonbslEers eqtrslnaPsaPunq eIP qlls elrelznPar

qlllqtresrEJ s.'ueplel(\ lqlII{rLYrIe^ rJelüanep rPrllElPlsqns Pun lelIIEP
-rlos etrarzD{erd qcrnp Jnu uraPuos 'Sunplnqrsra^sleEls araqoq reur(ul

aure Pun elonbsteels aPuesqf,E^\ aura qlrnP lrlf,Iu uauuo) lla{SuqlareD
alerzos PunlraqletJ" :nzeP sa üalq 186I uo^ no) raP IuIIIerSord url 'uaP

-Jlrl(\ uarartse^u Pun uePra.a\ Spgr rsqles raPaLY\ ueluqaurelufl arP sseP
'uaPraln lrassaqra^ os ellessloqe8uv elp rl!:l uaEunEulpag erp ualllos

uesseprels 'ueSros nz ulusqf,e A sa8ppqqreu mI auqo 'Sunppqrsre,r

-stEElS pun aBeDloqlg eragor8razr pun ueuorlrtsa^ul ale^ud eEu€rPre^

,LZ / 0616861-2861 llequ!3 uauloqrä^un Jnz slq aPue^A ue^lle^Jasuo{ räP uo^



272 / Die Bundesrepublik Deutschland 1949-1989190

Sol idarnoSd (poln.  = , ,Sol i -
darität"): 1 980 in Polen im
Zuge der Streikbewegung
entstandene freie Cewerk-
schaft, die 1 989 (unter
ihrem Vorsitzenden Lech
Walqsa) den Umbruch in
Polen entscheidend
mitgestaltete

Gerontokratie =,,Herr-

schaft der Alten": Cemeint
sind hier Gorbatschows
Vorgänger Leonid Bresch-
new, Jur i  Andropow und
Konstantin Tschernenko,
die 1 982-1 985 relativ kurz
hintereinander starben.

Michail Gorbatschow (*1931) wurde 1985
KPdSU-Generalsekretär und leitete den politi-
schen Wandel im Ostblock ein. den er selbst nur
bis zu seinem Sturz 1991 begleiten konnte. Kohl
lernte er 1988 beim Besuch des Bundeskanzlers
kennen; die beiden Staatsmänner schätzten sich
sehr, was sich bei der Wiedervereinigung 1990 als
wichtig erweisen sollte. 1990 erhielt er für seinen
Beitrag zur friedlichen Zusammenarbeit zwischen
Ost und West den Friedensnobeloreis.

die den Zusammenbruch der DDR verzögerte, schien nicht mit der sons-
tigen Rhetorik der Bundesrepublik vereinbar zu sein, die die DDR v. a.
wegen der Verstöße gegen die Grund- und Menschenrechte öffentlich
scharf kritisierte: So sprach Kohl z. B. im Wahlkampf 1987 davon, dass
die DDR politische Häftlinge in Konzentrationslagern festhalte. Zt die-
ser strikten Haltung passt allerdings, dass die Gelder mit Gegenleistun-
gen des SED-Regimes verbunden waren (2. B. menschliche Erleichterun-
gen; Abbau von Grenzbefestigungen, v. a. der Selbstschussanlagen).
Neue Herausforderungen, aber auch unerwartete Möglichkeiten eröffne-
ten sich fiir die westdeutsche Außen- und Deutschlandpolirik durch die
Veränderungen im Ostblock. Dort zeigte sich zu Beginn der 1980er-

Jahre - ausgehend von den Streiks der polnischen Solidarno6ö - zuneh-
mende Unzufriedenheit mit den erstarrten politischen Verhältnissen
und der unproduktiven Planwirtschaft, was in Polen 1981 zur Ausru-
fung des Kriegsrechts durch General faruzelski fuhrte. In der DDR rea-
gierten oppositionelle Kreise zuerst verhalten, nachdem in den 1970er-

fahren prominente Kritiker und Intellektuelle ausgewiesen bzw. verhaf-
tet worden waren. Auftrieb und wichtige Impulse erhielt die Friedens-,
Umwelt- und Bürgerrechtsbewegung dann jedoch durch die Verän-
derungen in Moskau: Dort kam 1985 mit Michail Gorbatschow ein
relativ junger, reformbereiter Politiker an die Macht, was die alte Geron-
tokratie im KPdSU-Politbüro beendete. Gorbatschow war davon über-
zeugt, dass das sozialistische System dringend reformiert werden müsse,
um überlebensfähig zu sein. ,,clasnost" (Offenheit) und ,,Perestroika"

(Umgestaltung) waren die Formeln, mit denen er die
Reformen in der Sowietunion umschrieb und die sich
als Slogans nicht nur im Ostblock verbreiteten.

Die Bundesrepublik und die deutsche Einheit
Trotz dieser Entwicklungen war die Bundesregierung
überrascht, wie schnell sich 1989 die Lage veränderte.
Als im Herbst 1989 die deutsche Frage plötzlich wie-
der aufder Tagesordnung stand, erkannten und nutzten
Kohl und Genscher die historische Gelegenheit, um der
ökonomisch schwachen Sowjetunion die Zustimmung
zur'Wiedervereinigung mit der DDR abzuhandeln. Die
Nachricht von der öffnung der Berliner Mauer am
9. November 1989 erreichte Kohl beim Staatsbesuch
in Warschau. Auch in der Bundesrepublik lösten die
Ereignisse in der DDR große Emotionen aus, nachdem
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bevor der ,,Einigungsvernag" im August 1990 den Beitritt der DDR
zum Geltungsbereich des Grundgesetzes festhielt. Die Wiederver-
einigung wurde also nach Art. 23 GG durchgeflihrt; der Artikel selbst
wurde 1992 komplett umgestaltet und erteilte der ,,neuen" Bundes-
republik den Auftrag zur Verwirklichung der Europäischen Union.
Hiermit zeigte man, dass das geeinte, von vielen Europäern misstrauisch
beäugte Deutschland bereitwar, sich in den Dienst einer größeren Sache
zu stellen und seine politischen Ambitionen selbst zu begrenzen.

Artikef 23 und 146 GG des GrundgesetzesT

Artikel 23 (Fassung'1949): Dieses Grundgesetz gilt zunächst im Gebiete der
Länder Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-ffalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-
Baden und Württemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es
nach deren Beitritt in Kraft zu setzen.

Artikel 23 (heutige Fassung): (1 ) Zur Verwirklichung eines vereinten Euro-
pas wirkt die Bundesrepublik Deutschland bei der Entwicklung der Europäi-
schen Union mit, die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderati-
ven Grundsätzen und dem Crundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und
einen diesem Grundgesetz im wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz
gewährleistet.

Artikef 146 (1949, heutige Fassung in Klammern): Dieses Grundgesetz[,
das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte
deutsche Volk gilt,l verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfas-
sung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung be-
schlossen worden ist.

-+ 1945 als , ,Stunde
Nul l "? vgl .  S.  238

4 Zusammenfassung und Bilanz

Eine Bilanz der Bundesrepublik von ihrer Gründung 1949 über die
Souveränitätserklärung der Pariser Verträge 1954/55 bis zur Wieder-
vereinigung 1989/90 füllt gemischt aus und unterliegt selbswerständ-
lich auch subjektiven Werrungen. Trotzdem können einige wesentliche
Aspekte festgehalten werden: Grundsätzlich stelken der schnelle Wie-
deraufbau des zerstörten Landes und die Integration von ca. 10 Millio-
nen Flüchtlingen und Vertriebenen in die westdeursche Gesellschaft
eine große Leistung der Nachkriegszeit und der füihen Bundesrepublik
dar, obwohl es eine wirkliche ,,Stunde Null" nie gegeben hat. Das ,,Wirt-
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Die Außen-, Sicherheits- und Deutschlandpolitik der Bundesrepublik
war aufgrund der Kriegsniederlage 1945 und der staatlichen Teilung
ab 1949 eng mit den Entwicklungen des Kalten Kriegs und der Politik
der vier Siegermächte verknüpft. Konzentrierte sich die Regierung Ade-
nauer auf die Einbindung der Bundesrepublik in das westliche Bündnis
und die Wiedererlangung von Stärke und Souveränität, öffriete die so-
zialliberale Koalition im Rahmen ihrer Neuen Ostpolitik den Weg gen
Osten. Hiermit verbunden war stets die Frage, wie man die Beziehung
zum ostdeutschen Teilstaat, der DDR, gestalten, den Gedanken einer
deutschen Einheit aufrechterhalten und die Folgen der Teilung mög-
lichst erträglich gestalten sollte.
1989 /9O eröffnete sich aber plötzlich die historische Chance, auf fried-
lichem Wege die Wiedervereinigung zu erreichen. Mit der staatsrechtli-
chen Vollendung der Wiedervereinigung am 3. Oktober l99O und
dem Ende des Kalten Kriegs 1989-1991 begann fiir die Bundesrepublik
ein weiterer Abschnitt in ihrer Geschichte. mit neuen Herausforderun-
gen und Protagonisten.

Zwei Bilder, die Ceschichte machten und wichtige Stationen der bundesdeutschen Außen-
und Deutschlandpolitik zeigen: Willy Brandt kniete '1970 in Warschau vor dem Denkmal
des Aufstands im Warschauer Getto nieder, um den Opfern seinen Respekt zu erweisen.
1990 feierten führende Vertreter der deutsch-deutschen Politik die Wiedervereinigun6
darunter Willy Brandt, Hans-Dietrich Genscher, Helmut Kohl, Richard von Weizsäcker und
Lothar de Maiziöre (-+ Deutsche Wiedervereinigun6 vgl. S.291 ff.).


